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Frau Wegmann
Qngang

/Stadtplanungsamt

Städtebauliches Planungskonzept „Deutz-Areal in Köln-Mülheim“ 
hier: Ihre Bitte um Stellungnahme im Rahmen der Dienststellenbeteiligung gem. § 4

Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Frau Wegmann,

grundsätzlich habe ich hinsichtlich der Inhalte des mir vorliegenden städtebaulichen Pla­
nungskonzeptes keine Bedenken.

Wie bereits in dem Erläuterungstext zu Ihrem städtebaulichen Planungskonzept erwähnt ist, 
wird zur Bewältigung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und zur Bewältigung einer 
städtebaulichen Grünplanung ein Grünordnungsplan zu erstellen sein. Für die Erstellung des 
Grünordnungsplanes wurde bereits das Landschaftsarchitekturbüro KLA kiparlandschaftsar- 
chitekten beauftragt. Da sich mein Amt für die fachliche Betreuung von Grünordnungsplänen 
im Bauleitplanverfahren verantwortlich zeichnet, steht für dieses Verfahren bereits Herr 
Wennmacher in Kontakt mit dem genannten Landschaftsarchitekturbüro.

Darüber hinaus ist entsprechend eines Ratsbeschlusses aus Mai 1984 bei einem Bauleit­
planverfahren eine planungsrechtliche Sicherung schützenswerter Bäume zu erstellen. Hier­
für sind von 23 alle Einzelbäume im Planungsgebiet zu vermessen und in einem Aufmaß- 
Plan darzustellen, die nach der Baumschutzsatzung der Stadt Köln schutzwürdig sind. Es 
hat sich in den letzten Jahren bei der Erstellung von Grünordnungsplänen bewährt, die Auf­
stellung einer planungsrechtlichen Sicherung schützenswerter Bäume zu integrieren und die 
Ergebnisse der Baumbetrachtung in den GOP mit einfließen zu lassen.

Des Weiteren wird für die Aufstellung des GOP eine Biotopkartierung benötigt, die in der 
Regel von -611/3 -im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes von -57- angefordert wird. 
Ich möchte Sie bitten, diese an 671/1 weiterzuleiten.

Bei dem Scoping-Termin am 11.01.2016 haben die jeweiligen Dienststellen bereits erforder­
liche Gutachten, aber auch Anforderungen an die städtebauliche Planung genannt, die im 
weiteren Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksichtigen sind. Hier sind 
zum Beispiel ein Klimagutachten, etwaige Gutachten für die Erkennung von Belastungen, die 
ggf. aus der historischen Nutzung des Gebietes als Industriefläche resultieren und der Be­
darf an Kinderspielplätzen, welcher mit einer ersten Größenordnung in Höhe von ca. 6.000
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m2 vom Amt für Kinder und Jugend beziffert worden ist, zu nennen. Sinnvoller Weise sollten 
diese Ergebnisse abgewartet bzw. konkretisiert werden, damit der Grünordnungsplan die für 
ihn wichtigen Ergebnisse berücksichtigen kann.

Sie stellen im Erläuterungstest fest, dass auf eine Eingriffs-ZAusgleichsregelung verzichtet 
werden kann. Dieser Feststellung möchte ich höflichst widersprechen, weil auch die Feststel­
lung einer Fehlanzeige von erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen die Behandlung der Ein- 
griffs-ZAusgleichsregelung im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB erforderlich macht. Darüber hinaus 
ist die Betrachtung des Eingriffes und seiner Vermeidung immer Bestandteil der im Bauleit­
planverfahren zu betrachtenden Eingriffsregelung, auch wenn kein Ausgleich erforderlich ist.

In diesem Zusammenhang wird voraussichtlich ein sehr geringer oder gar kein Ausgleich 
festzustellen sein, weil im Sinne von § 1a Abs. Satz 6 BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich 
ist, wenn ein Eingriff vor der planerischen Entscheidung bereits vorhanden oder zulässig ist. 
Das Planungsgebiet ist von seiner industriellen Vornutzung geprägt.

Über die Frage des ausgleichpflichtigen Eingriffes entscheidet allerdings 61 selbst, so dass 
ich Sie bitten möchte, 671Z1 die Ergebnisse dieser planungsrechtlichen Beurteilung mitzutei­
len, so dass der Grünordnungsplan die Behandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege­
lung abschließend betrachten kann. Diese beschränkt sich dann lediglich auf die verbal ar­
gumentative Beurteilung des sonstigen Eingriffes in Natur und Landschaft und auf die Pla­
nung von grünordnerischen Maßnahmen, die auch die Funktionen für die Vermeidung und 
Minderung eines Eingriffes übernehmen.

Es ist sinnvoll, wenn die Inhalte des Grünordnungsplanes für den Bebauungsplan-Entwurf 
berücksichtigt werden kann, der im Zusammenhang mit der Dienstellenbeteiligung gem. § 4 
Abs. 2 BauGB aufgestellt wird. Daher möchte ich Sie bitten, den GOP in den aufzustellenden 
Zeitplänen für das Verfahren zu berücksichtigen.

Im Hinblick auf die Planung begrüßt 671Z1 grundsätzlich die planerische Fortführung der 
grünplanerischen Leitbilder des rechtsrheinischen Entwicklungskonzeptes und die aus dem 
darauf aufbauenden Werkstattverfahrens „Mülheimer Süden inklusive Hafen“ resultierenden 
Planungsergebnisse für das innerstädtische Grün. Diesbezüglich stellt die geplante Grünver­
bindung „Grünzug Mülheim-Süd“ als Bindeglied zwischen dem Stadtgarten von Köln- 
Mülheim und den Grünverbindungen bis zum Rhein wie auch die geplante untergeordneten 
Grünzüge zum Rhein eine bedeutende Rolle ein.

Diese markanten Merkmale der vorliegenden Planung dürfen aber nicht die planerische 
Notwendigkeit vergessen lassen, dass das gesamte Planungsgebiet grünplanerisch zu be­
trachten ist und dass die gebotenen Festsetzungen von Begrünungsmaßnahmen und der 
Nachweis von Kinderspielplätzen auch auf anderen Flächen des Planungsgebietes erfolgen 
kann, als nur auf den Flächen der bereits vorgesehenen Grünverbindung.

Dies trifft auch für die Planung der Kindertagesstätte zu, die inmitten des Grünzuges liegt. 
Bereits bei der Präsentation der Planung beim Dezernat VI wurde seitens 671/1 und des 
Beigeordneten auf die Freihaltung der Grünverbindung von baulichen Anlagen hingewiesen.

Mit freundlichen Grüßen




